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Internationales Insolvenzrecht: Strukturen und Perspektiven  

 

1. Ich darf mich zunächst sehr herzlich für die Möglichkeit bedanken, heute einige Über-

legungen zu Strukturen und Perspektiven des internationalen Insolvenzrechts mit Ihnen 

zu teilen. Blickt man auf die Geschichte dieser Vereinigung und ihrer Tagungen zurück, 

so stellt man fest, dass wir heute tatsächlich auf den sprichwörtlichen Schultern von 

Riesen stehen. Ich erinnere mich noch gerne und gut an meine erste Teilnahme an ei-

nem Weltkongress zurück. Es handelte sich um den zehnten Weltkongress in Taormina, 

der im Jahre 1995 stattfand. Als damals noch einigermaßen junger Assistent hatte ich 

die Möglichkeit, meinen akademischen Lehrer Walter Rechberger zu dieser Tagung zu 

begleiten. Schon damals stand übrigens das internationale Insolvenzrecht auf der Ta-

gesordnung. Kurt Siehr hat in seinem Generalbericht eine Vielzahl von Einsichten und 

Thesen formuliert, die seinerzeit nur einer kleinen Gruppe von Spezialisten geläufig wa-

ren, heute aber fast Gemeingut geworden sind. Waren es früher fast ausschließlich Spe-

zialisten des internationalen Privat- und Verfahrensrechts, die sich damit befassten, so 

beteiligen sich heute insbesondere auch Theoretiker und Praktiker des Insolvenzrechts 

intensiv an der Auseinandersetzung. Mein heutiger, sehr bescheidener Beitrag zu dieser 

Diskussion soll eine sehr subjektiv gefärbte Momentaufnahme von status quo und Ent-

wicklungsperspektiven dieser Materie sein – ohne Anspruch auf Vollständigkeit und na-

turgemäß deutlich aus der Perspektive eines durch das Europäische Insolvenzrecht ge-

prägten Juristen. 

2. Not macht bekanntlich erfinderisch. Dieses Sprichwort bietet wohl die beste Erklärung 

für die dynamische Entwicklung des internationalen Insolvenzrechts in den vergange-

nen Jahrzehnten. Man sollte nicht vergessen, dass die Existenz dieser Rechtsmaterie und 

der aus ihr resultierende heutige Koordinierungsgrad von Rechtsverwirklichung in der 

internationalen Gesamtvollstreckung eigentlich eine ganz erstaunliche Entwicklung dar-

stellt. Dies wird insbesondere deutlich, wenn man das rechtliche Instrumentarium des 

internationalen Insolvenzrechts mit jenem des internationalen Zwangsvollstreckungs-

rechts vergleicht. Schon auf den ersten Blick fällt auf, dass es auf dem Gebiet der inter-

nationalen Einzelzwangsvollstreckung nichts gibt, was mit dem UNCITRAL-
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Modellgesetz über grenzüberschreitende Insolvenzen und der Europäischen Insolvenz-

verordnung auch nur annähernd vergleichbar wäre. Lassen Sie mich dies anhand eines 

sehr einfachen Beispielfalls erläutern: Möchte heute ein ausländischer Insolvenzverwal-

ter – also ein Organ der Gesamtvollstreckung – das Geld auf einem inländischen Bank-

konto des Gemeinschuldners abheben, so ist dies heute nicht nur im Geltungsbereich 

des Europäischen Insolvenzverordnung, sondern auch aufgrund autonomer, in vielen 

Fällen vom UNCITRAL-Modellgesetz inspirierter nationaler Gesetzgebung ohne weite-

res möglich. Möchte dagegen ein Gläubiger durch Beantragung eines ausländischen 

Einzelzwangsvollstreckungsverfahrens auf ein solches inländisches Kontoguthaben zu-

greifen, so stellen sich noch heute in den meisten Ländern unüberwindliche rechtliche 

und praktische Probleme. In beiden Fällen geht es freilich im Grundsatz um dasselbe: 

Das Kontoguthaben eines Schuldners soll der Verwertung in einem ausländischen Voll-

streckungsverfahren zugeführt werden. Gewiss ist die Anerkennung ausländischer Ein-

zelzwangsvollstreckungsakte auch nicht komplizierter oder praktisch problematischer 

als jene eines ausländischen Insolvenzverfahrens und des dort bestellten Verwalters – 

die sprichwörtliche „Not“ ist im Fall der Einzelzwangsvollstreckung aber offensichtlich 

bis dato noch nicht so groß gewesen, dass sich die Staatengemeinschaft in diesem Zu-

sammenhang auf Instrumente der Verfahrenskoordination verständigt hätte. Dass eine 

ungeordnete Abwicklung grenzüberschreitender Insolvenzen gerade von Unternehmen 

in Wahrheit ein praktisches Katastrophenszenario darstellt, konnte freilich offenbar vie-

le Staaten davon überzeugen, kurzsichtiges Souveränitätsdenken zugunsten der Ver-

wirklichung schutzwürdiger Parteiinteressen an effizienter Gesamtvollstreckung unter 

Wahrung der Gläubigergleichbehandlung zurückzustellen. 

Ein schönes Beispiel dafür, dass Not erfinderisch macht, bietet übrigens die Entwick-

lung des europäischen Insolvenzrechts für Banken: Im allgemeinen europäischen Insol-

venzrecht war man aus einer Reihe von falschen Gründen der Auffassung, eine unein-

geschränkte Universalität des Hauptverfahrens sei praktisch nicht realisierbar. Für den 

wohl komplexesten Fall einer grenzüberschreitenden Insolvenz, nämlich für die interna-

tionale Bankinsolvenz, sah man jedoch genau diese uneingeschränkte Universalität des 

Hauptinsolvenzverfahrens vor: Was dem europäischen Gesetzgeber für mittelständische 

Unternehmen letztlich nur aus Trägheit und verfehltem Souveränitätsdenken zu kom-

plex war, führte er für den komplexesten aller denkbaren Fälle ein, weil er erkannte, 

dass nur die Universalität für diesen Fall einfach genug ist. (Bemerkenswert ist in die-

sem Zusammenhang übrigens, wie heute im Rahmen der too-big-to-fail-Debatte einer 
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Territorialisierung von Bankinsolvenzen das Wort geredet wird; das Ziel einer effizien-

ten internationalen Insolvenzabwicklung wird damit wohl nicht verfolgt.) 

3. Reflektiert man die Regelungsgegenstände des internationalen Insolvenzrechts, so 

könnte bei oberflächlicher Betrachtungsweise der Eindruck entstehen, es handle sich 

ganz überwiegend um jene Fragenkreise, welche auch in grenzüberschreitenden Zivil-

prozessen von Bedeutung sind, insbesondere also die internationale Zuständigkeit, die 

Anerkennung und dann natürlich auch Fragen des anwendbaren Rechts. In der Tat sind 

dies auch gewiss drei wichtige, wahrscheinlich die wichtigsten „Überschriften“ des in-

ternationalen Insolvenzrechts. Man darf aber nicht vergessen, dass die Bedeutung dieser 

rechtlichen Kategorien im Zusammenhang des internationalen Insolvenzrechts markant 

von jener im internationalen Zivilprozessrecht abweicht:  

a. Die Regelungen über die internationale Zuständigkeit für einen Zivilprozess 

regeln nur (aber immerhin), in welchem Staat eine einzelne Auseinanderset-

zung über einen bestimmten Streitgegenstand entschieden werden kann. Dies 

ist praktisch gewiss von großer Relevanz, aber schwerlich mit der Bedeutung 

der Zuständigkeitsfrage im internationalen Insolvenzrecht zu vergleichen: Die 

Entscheidung, an welchem Ort ein Insolvenzverfahren durchgeführt wird, ist – 

das zeigt nicht zuletzt auch die Judikatur des Europäischen Gerichtshofs zu 

dieser Frage – die wichtigste Entscheidung in grenzüberschreitenden Insolven-

zen überhaupt. Es geht ja nicht darum, dass – wie im Zivilprozess – eine be-

stimmte Einzelfrage von den Gerichten eines bestimmten Staates entschieden 

wird, sondern vielmehr um die Bündelung einer Vielzahl von Rechtsbeziehun-

gen an einem bestimmten Standort, und dort in den Händen der dortigen Ge-

richte. Die Art und Weise, wie ein Insolvenzverfahren abgewickelt wird, un-

terscheidet sich ja von Staat zu Staat beträchtlich: Zunächst bestehen wesentli-

che Unterschiede in der Gewichtung des Einflussmöglichkeiten untre den Be-

teiligten, d.h. also Gläubigern, Schuldner, anderen Stakeholdern sowie Verwal-

ter und Gerichten. Gläubigerrechte werden in Insolvenzverfahren verschiede-

ner Staaten in ganz unterschiedlichem Umfang berücksichtigt bzw beschnitten. 

Insolvenzspezifische Anspruchsgrundlagen, wie insbesondere, aber nicht nur 

das Anfechtungsrecht, unterscheiden sich von Staat zu Staat ganz beträchtlich. 

Entsprechendes gilt etwa auch für die Einwirkungen eines Insolvenzverfahrens 

auf bestehende Rechtsverhältnisse. Die gerade in der Unternehmenspraxis so 

bedeutsame Frage von Sanierungsinstrumenten und -chancen erfährt von Staat 
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zu Staat durchaus unterschiedliche Antworten. Ebenso verhält es sich bei den 

Möglichkeiten, welche eine Rechtsordnung einer natürlichen Person einräumt, 

um sich im Rahmen eines Insolvenzverfahrens von ihren Schulden zu befreien. 

Wie Sie alle wissen, ließe sich diese Liste von Fragen fortsetzen. In all diesen 

Fällen ist es von entscheidender Bedeutung, an welchem Ort ein Insolvenzver-

fahren eröffnet werden kann, wenn und weil die jeweilige lex fori concursus in 

den genannten und vielen anderen Situationen Chancen und Risiken in einer 

ganz bestimmten Weise verteilt. Viele inhaltliche Fragen sind daher praktisch 

schon entschieden, sobald klar ist, an welchem Ort ein Insolvenzverfahren er-

öffnet worden ist.  

b. Ähnliches gilt für die Problematik der Anerkennung: Wenn auch Rechtsvor-

schriften in diesem Zusammenhang oft den Eindruck erwecken, es gehe um die 

Anerkennung einer einzelnen Entscheidung, nämlich des Eröffnungsbeschlus-

ses, so reichen die Rechtsfolgen der Anerkennung einer ausländischen Insol-

venz natürlich wesentlich weiterals die einer einzelnen Entscheidung des Er-

kenntnisverfahrens, mag diese auch noch so bedeutsam sein: Es geht ja um die 

Frage, ob und inwiefern ein Staat seine eigene Gesamtvollstreckungsgewalt 

zugunsten jener eines ausländischen Staates zurückstellt; ist dies der Fall, so 

kann es dazu kommen, dass eine Fülle insolvenzrechtlicher Rechtsfolgen aus 

dem Verfahrensstaat auf den Zweitsstaat erstreckt wird. Die vollstreckungs-

rechtliche Scheidung zwischen den Territorien zweier Staaten kann mehr oder 

weniger deutlich transzendiert werden, wenn und weil ein ausländisches Voll-

streckungsorgan, nämlich der fremde Insolvenzverwalter, Rechtshandlungen 

nach seiner ausländischen lex concursus wirksam grenzüberschreitend zu set-

zen vermag. 

Bei all dem darf nicht verkannt werden, dass „Anerkennung“ in diesem Zu-

sammenhang ein durchaus schillernder Begriff ist: Auf dem einen Ende der 

Skala stehen hier Rechtsordnungen, welche – wie etwa die Europäische Insol-

venzverordnung – tatsächlich sehr weitgehende grenzüberschreitende Verwal-

terkompetenzen vorsehen, auf dem anderen Ende Systeme wie etwa jenes der 

Schweiz, wo sich die Möglichkeit einer „Anerkennung“ eines ausländischen 

Insolvenzverfahrens letztlich darin erschöpft, dass der ausländische Verwalter 

ein inländisches Verfahren beantragen kann, welches dann von einem inländi-

schen Verwalter nach den inländischen Rechtsvorschriften durchgeführt wird. 



5 

Dass ein solches „Gegenseitigkeits-Mimikry“ keine wünschenswerte Endpunkt 

der Etntwicklung sein kann, liegt dabei auf der Hand. 

c. Ähnliches gilt in diesem Zusammenhang schließlich auch auch für das insol-

venzspezifische Kollisionsrecht: Im Mittelpunkt steht hier vordergründig ein 

Qualifikationsproblem, nämlich die Abgrenzung zwischen der lex fori concur-

sus und anderen kollisionsrechtlich relevanten Qualifikationen. Tatsächlich ist 

all das aber ein (überaus bedeutendes) Seitenstück der Frage, ob und inwiefern 

Staaten bereit sind, den mehr oder weniger allumfassenden Gestaltungsan-

spruch des Insolvenzsystems im Verfahrensstaat anzuerkennen.  

4. Man kann bekanntlich über (fast) jedes Thema ein ganzes Buch schreiben oder nur ein 

Wort sagen. Müsste ich meine heutigen Ausführungen auf ein einziges Wort beschrän-

ken, so wäre dieses Wort „Koordination“. Auch im internationalen Zivilprozessrecht 

ergeben sich mannigfaltige Koordinationsprobleme, etwa Rechtshängigkeitsfragen, 

wenn Parallelprozesse anhängig gemacht werden sollen, und natürlich könnte man jede 

Frage des internationalen Verfahrensrechts als Koordinationsproblem erklären. Im in-

ternationalen Insolvenzrecht verhält es sich regelmäßig so, dass von vornherein Situati-

onen betroffen sind, in welchen parallele Verfahrensschritte in mindestens zwei Staaten 

erforderlich sind. Ist im internationalen Insolvenzrecht von „Koordination“ die Rede, so 

denkt man oft bloß an die Koordination von zwei oder mehreren Insolvenzverfahren in 

verschiedenen Staaten. Das Koordinationsproblem ergibt sich jedoch schon viel früher: 

Im Kern geht es im internationalen Insolvenzrecht ja stets darum, dass in einem Staat 

ein Insolvenzverfahren eröffnet wird, während sich im anderen Staat Vermögen des 

Schuldners befindet; alle anderen Fragen des internationalen Insolvenzrechts stehen 

demgegenüber deutlich im Hintergrund. In dieser Ausgangs- und Kernkonstellation des 

internationalen Insolvenzrechts besteht also naturgemäß die Notwendigkeit paralleler 

Verfahrensschritte in zwei Staaten: Auf der einen Seite steht das in einem Staat eröffne-

te Insolvenzverfahren; auf der anderen Seite stellt sich die Frage, wie der Zugriff auf 

das ausländische Vermögen bewerkstelligt werden kann – ein Parallelinsolvenzverfah-

ren im Vermögensstaat ist dabei nur eine und gewiss nicht die effizienteste Möglichkeit 

des Zugriffs. Entsprechend verhält es sich mit den anderen Kernthemen des internatio-

nalen Insolvenzrechts. Die Anerkennung ausländischer Insolvenzen und ihrer Verwalter 

ist das Koordinationsinstrument par excellence. Die zuvor erwähnte kollisionsrechtliche 

Frage der Abgrenzung des Geltungsbereichs der lex fori concursus betrifft gleicherma-

ßen ein Koordinationsproblem: Wie kann ein ganz auf das Ineinandergreifen mit kom-
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plementären Vorschriften des inländischen Rechts zugeschnittenes Insolvenzsystem im 

internationalen Kontext funktionieren, d.h. wie kann etwa ausländisches Gesellschafts-

recht mit inländischem Insolvenzrecht koordiniert werden? 

Dieses Primat der Koordination hat verschiedene Konsequenzen, die ich heute nur an-

deuten kann: Zunächst und vor allem liegt auf der Hand, dass internationale Koordinati-

on kaum im Wege bloß nationaler Gesetzgebung ins Werk gesetzt werden kann. Auch 

bilaterale Verträge sind in diesem Zusammenhang von bloß beschränkter Nützlichkeit. 

Das internationale Insolvenzrecht ist vielmehr ein Gebiet, auf welchem letztlich nur im 

Wege von Multilateralismus und Einheitsrecht praktisch befriedigende Lösungen erzielt 

werden können. 

Nur diese Koordinationsperspektive bietet Gewähr für eine sachgerechte Beantwortung 

der Fragen des internationalen Insolvenzrechts: In schöner Anschaulichkeit zeigt dies 

etwa Art 3 der Europäischen Insolvenzverordnung, wo die internationale Zuständigkeit 

zugleich mit den beiden Verfahrenstypen, d.h. dem Haupt- und dem Partikularverfah-

ren, geregelt wird. Zuständigkeitsrecht ist hier nämlich nur insofern effizient, als es das 

Zusammenspiel paralleler Insolvenzverfahren oder eines Insolvenzverfahrens mit ande-

ren Schritten der Rechtsdurchsetzung im Ausland mitbedenkt. Dies zeigt in großer 

Deutlichkeit diejenige Diskussion, welche unmittelbar nach Inkrafttreten der Europäi-

schen Insolvenzverordnung das praktische und wissenschaftliche Feld dominierte, näm-

lich jene nach dem Begriff des Mittelpunkts der hauptsächlichen Interessen. Die so ge-

nannte „head office theory“ war in Wirklichkeit nichts anderes als der sehr sinnvolle 

Versuch, die Auslegung des Zuständigkeitstatbestandes für die Eröffnung eines 

Hauptinsolvenzverfahrens ganz auf das Interesse an einer koordinierten grenzüber-

schreitenden Insolvenzabwicklung auszurichten. Demgegenüber unterlag der Europäi-

sche Gerichtshof in seiner bekannten Entscheidung in der Rechtssache „Eurofood“ dem 

fatalen Missverständnis, man könne die internationale Zuständigkeit für die Eröffnung 

eines Insolvenzverfahrens mit ähnlichen Argumenten bestimmen wie jene für die 

Durchführung eines einzelnen Zivilprozesses. Man denke etwa an das vom Europäi-

schen Gerichtshof so stark in den Mittelpunkt gestellte Argument der Vorhersehbarkeit 

des Gerichtsstandes für die beteiligten Gläubiger.  

5. Gerade auf einem Weltkongress des Verfahrensrechts verdient folgender Aspekt beson-

dere Betonung: Das internationale Insolvenzrecht steht nicht nur im Schnittfeld ver-

schiedener Rechtsmaterien, es besteht vielmehr auch ein erheblicher Wettbewerb zwi-
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schen diesen Materien. Auf der einen Seite jener der Blickwinkel, der – wie ich vermute 

– wohl bei den Teilnehmern dieses Kongresses dominieren wird, nämlich der im enge-

ren Sinn insolvenzverfahrensrechtlich, d.h. gesamtvollstreckungsrechtlich geprägte Zu-

gang. Dieser Zugang steht jedoch eben im Wettbewerb mit der Perspektive anderer 

Rechtsmaterien, die mit ebenso großer Selbstverständlichkeit für sich in Anspruch neh-

men, Antworten auf Fragestellungen grenzüberschreitender Insolvenzverfahren geben 

zu können.  

Das Paradigma eines solchen Wettbewerbs stellt zweifellos das Verhältnis von interna-

tionalem Insolvenzrecht und internationalem Gesellschaftsrecht dar. In unserer akade-

mischen Welt äußert sich dieser Wettbewerb regelmäßig auf Ebene des Kollisions-

rechts, wo Gesellschaftsrechtler eine massive Tendenz an den Tag legen, insolvenzspe-

zifische Fragestellungen am anwendbaren Gesellschaftsrecht auszurichten, während 

Verfahrensrechtler regelmäßig sehr stark dazu tendieren, einem Primat der lex fori con-

cursus das Wort zu reden. Nicht selten geschieht dies auf beiden Seiten mit einer mehr 

oder minder einseitigen Argumentation. Juristisch gesehen liegt der Kern dieser Prob-

leme regelmäßig darin, dass viele solcher Fragen im gerade erwähnten Schnittfeld ver-

schiedener Materien liegen, dass also Gesellschaftsrechtler mit ebenso großer Berechti-

gung behaupten können, eine bestimmte Frage sei genuiner Gegenstand des Gesell-

schaftsrechts, wie Insolvenzrechtler dasselbe für das Insolvenzrecht in Anspruch neh-

men können.  

Ähnliche Beobachtungen können etwa auch für das Verhältnis zwischen internationa-

lem Insolvenzrecht und internationalem Sachen- und Schuldrecht angestellt werden, 

aber etwa auch und gerade zum öffentlichen Wirtschaftsrecht, wenn man etwa an Fra-

gen der Finanzmarktaufsicht denkt. Die Liste dieser „Konkurrenten“ zum Insolvenz-

recht im engeren Sinne ließe sich fortsetzen.  

Zu den Materien, welche im Wettbewerb mit dem internationalen Insolvenzrecht ste-

hen, gehören übrigens auch das internationale Zivilprozessrecht und die Schiedsge-

richtsbarkeit: Man denke etwa an die in jüngerer Vergangenheit gemachten Versuche, 

unter Hinweis auf in Polen eröffnete Insolvenzverfahren Schiedsverfahren etwa in Eng-

land und der Schweiz zu stoppen oder den Versuch der schweizerischen Justiz, belgi-

schen Verfahren und Entscheidungen die aus dem Lugano-Übereinkommen geschuldete 

Anerkennung unter Hinweis auf ein inländisches Insolvenzverfahren zu versagen. Auch 

und gerade die Koordination von internationalem Zivilprozess- und Schiedsverfahrens-
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recht mit dem mit dem (internationalen) Zivilprozessrecht ist ein Thema, das uns gewiss 

noch eine Weile beschäftigen wird. 

Es ist übrigens gewiss kein Zufall, dass in den erwähnten Beispielfällen durchweg staat-

liche Unternehmen involviert waren, nämlich die polnische Elektrim, die schweizeri-

sche Swissair und die belgische Sabena. Die Geschichte grenzüberschreitender Insol-

venzen staatlicher oder staatsnaher Unternehmen von Yukos bis Swissair ist hier durch 

eine Vielzahl von Versuchen gekennzeichnet, die anerkannten Prinzipien des internati-

onalen Rechtsverkehrs im Interesse fragwürdiger staatlicher Partikularinteressen zu 

missbrauchen oder außer Kraft zu setzen. 

Dabei darf man jedoch nicht verkennen, dass die aus professoraler Sicht oft stark domi-

nierende akademische Besitzstandwahrung der Vertreter von Spezialdisziplinen einen 

ernsten Hintergrund in der realen Welt hat, wenn und weil nämlich zum Beispiel eine 

Abgrenzung zwischen Gesellschafts- und Insolvenzstatut letztlich Fragen der Gestal-

tungsmacht etwa im Verhältnis zwischen Eigenkapitalgebern und anderen Gläubigern 

bestimmt. Ich kann an dieser Stelle nur konstatieren, dass solche Aspekte sehr häufig in 

der rechtlichen und akademischen Diskussion entweder gar nicht oder nur sehr sche-

menhaft erkennbar werden.  

Aus rechtswissenschaftlicher Perspektive kann man all dem gewiss auch einen positiven 

Aspekt abgewinnen: Gab es früher mit Blick auf Fragen des internationalen Insolvenz-

rechts nicht selten „negative Kompetenzkonflikte“, wenn etwa das Verfahrensrecht auf 

das Sachenrecht und das Sachenrecht auf das Verfahrensrecht verwies, so gibt es heute 

tendenziell eher den erwähnten Wettbewerb um die Deutungshoheit über international-

insolvenzrechtliche Sachverhalte. Ich glaube zwar nicht unbedingt, dass der Wettbe-

werb der Rechtsordnungen besonders viel zur Entwicklung des internationalen Insol-

venzrechts beitragen wird, der kompetitiv geführte Diskurs der Disziplinen ist jedoch 

gewiss eine erfreuliche Erscheinung. 

Verfahrensrechtler verkennen in diesem Zusammenhang nicht selten, wie sehr andere 

Rechtsgebiete in diesem Zusammenhang das Feld dominieren. Ein besonders anschauli-

ches Beispiel ist etwa das internationale Konzerninsolvenzrecht. Liest man verfahrens-

rechtlich geprägte Darstellungen, so entsteht nicht selten den Eindruck, es handle sich 

dabei um ein marginales Spezialproblem. In Wahrheit ist jedoch die Situation, dass eine 

insolvente Gesellschaft an einer Gesellschaft im Ausland beteiligt ist oder (umgekehrt) 
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eine insolvente Gesellschaft Tochter einer ausländischen Gesellschaft ist, eine ganz all-

tägliche Erscheinung des internationalen Insolvenzverkehrs von ganz erheblicher prak-

tischer Bedeutung. In diesem internationalen Rechtsverkehr vollzieht sich die Bewälti-

gung der daraus resultierenden Fragen fast ausschließlich auf Ebene des Gesellschafts-

rechts. Bei Schaffung der Europäischen Insolvenzverordnung wurde ganz nebenbei be-

merkt, das Problem der Konzerninsolvenz könne derzeit auf europäischer Ebene noch 

nicht geregelt werden. Damit versagt das Einheitsrecht aber gerade an zentraler Stelle.  

Umgekehrt ist zu beobachten, dass gerade auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts nati-

onale Besitzstandswahrung noch stark im Mittelpunkt steht; der Schutz der Prinzipien 

nationalen Gesellschaftsrechts vor der Überformung durch ausländische Rechtsordnun-

gen dominiert hier ganz wesentlich gegenüber dem Gedanken, Gesellschafts- und Kon-

zernrecht müsse sinnvolle Antworten für die Koordination grenzüberschreitender Insol-

venzen bieten. Aus Sicht der Verfahrensrechtlicher wird dem bisweilen mit Ansätzen 

begegnet, die ich an anderer Stelle als „Voodoo-Gesellschaftsrecht“ bezeichnet habe, 

und zwar insbesondere mit der Idee, die vom Gesellschaftsrecht vorgegebenen Haf-

tungsstrukturen schlicht zu ignorieren, indem man das Problem der internationalen 

Konzerninsolvenz mit recht naiv konzipierten Konsolidierungsszenarien zu bewältigen 

sucht.  

6. Ich habe nun eine ganze Reihe von Problemfeldern angesprochen. Ich hoffe, niemand 

erwartet von mir im Rahmen eines solchen Generalreferats Lösungsvorschläge zu Ein-

zelfragen. Ich möchte jedoch am Ende meiner Ausführungen sehr vorsichtig versuchen, 

mögliche Entwicklungstendenzen zu skizzieren: 

a. Ich habe schon zuvor erwähnt, dass effiziente Antworten auf die Fragen des in-

ternationalen Insolvenzrechts letztlich nur von multilateralen Lösungen zu er-

warten sind; Koordination ist naturgemäß ein Ziel, das nur gemeinsam erreicht 

werden kann.  

b. Ich habe ebenfalls erwähnt, dass Verfahrensrechtler gerne einem Primat der lex 

fori concursus das Wort reden. Ich muss daher fast um Entschuldigung dafür 

bitten, dass ich nun als Verfahrensrechtler auf einem Kongress von Verfah-

rensrechtlern in genau diese verfahrensrechtliche Kerbe schlagen möchte: Ko-

ordination verlangt letztlich, dass ein rechtliches „Betriebssystem“ das Steuer 

übernimmt. Im internationalen Insolvenzrecht kann dies letztlich wohl nur die 
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lex fori concursus des Hauptinsolvenzverfahrens am Interessenmittelpunkt des 

Schuldners sein. Von allen anderen Rechtsmaterien sind letztlich immer zentri-

fugale Tendenzen zu erwarten, welche das Koordinationsanliegen nicht för-

dern werden.  

c. Letztlich kann daher der wünschenswerte höhere Grad an Koordination nur er-

reicht werden, indem die Möglichkeit paralleler Partikularverfahren so weit 

wie möglich zurückgedrängt und ein universaler Gestaltungsanspruch des 

Hauptverfahrens wird.  

d. Damit gerät diese lex fori concursus aber naturgemäß in den zuvor beschriebe-

nen Konflikt mit anderen Rechtsmaterien und ihren Regelungszielen. Die 

Antwort darauf kann langfristig nur darin liegen, dass (internationales) Insol-

venzrecht zu respektierende Wertungen etwa des Gesellschafts- oder Sachen-

rechts in immer größerem Umfange integriert. Wertungen anderer Rechtsma-

terien sollten daher nicht im Wege kollisionsrechtlicher Qualifikationsdiskus-

sionen als Gegensatz zum Insolvenzrecht aufgebaut werden, sondern sinnvoll 

in das Insolvenzrecht integriert werden.  

e. Anders gesagt: Mehr Koordination führt zu einem erweiterten Geltungsan-

spruch der lex fori concursus; eine solche Überformung inländischen Rechts 

durch ausländisches Insolvenzrecht kann aber wohl nur funktionieren, wenn 

sich entlang des Weges eine zunehmende Menge von Einheitsrecht entwickelt. 

Das internationale Insolvenzrecht könnte sich daher durchaus als Treiber der 

Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des Insolvenzrechts insgesamt oder 

auf jenem des Gesellschaftsrechts erweisen. Dabei darf jedoch nicht verkannt 

werden, dass gerade aufgrund der vielfältigen Wechselwirkungen zwischen In-

solvenzrecht und anderen Rechtsmaterien die Vereinheitlichung des Insolvenz-

rechts besondere Schwierigkeiten aufwirft. Die Schaffung etwa eines einheitli-

chen europäischen Insolvenzrechts wäre meines Erachtens eine viel schwieri-

gere Aufgabe als jene einer Europäischen Zivilprozessordnung. Schon heute 

sollten sich freilich nicht nur die verschiedenen Staaten, sondern auch die be-

troffenen Rechtsgebiete Schritt für Schritt aufeinander zubewegen. 
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